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Der Senat von Berlin 
GPG – Krisenstab – 
Tel.: 9028 (928) 1825 
 
 
 
An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei – G Sen – 
 
 
 
V o r l a g e 
 
– zur Kenntnisnahme – 

gemäß Artikel 64 Abs. 3 der Verfassung von Berlin über  

die Zweite Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmen-

verordnung.  

 

 

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Abs. 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu 

nehmen, dass der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat: 

 

Zweite Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-

Eindämmungsmaßnahmenverordnung  

Vom 21. März 2020 

Auf Grund des § 32 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 

das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) 

geändert worden ist, verordnet der Senat: 

Artikel 1 

Die SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung vom 17. März 2020, 

verkündet am 17. März 2020 nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung 

von Gesetzen und Rechtsverordnungen vom 29. Januar 1953 (GVBl. S. 106), das 

zuletzt durch Gesetz vom 9. November 1995 (GVBl. S. 764) geändert worden ist, 

geändert durch die Erste Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-Eindämmungs-

maßnahmenverordnung vom 19. März 2020, die am 20. März 2020 ebenfalls nach § 2 

Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung von Gesetzen und Rechtsverordnungen 

verkündet worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 1, Satz 1 wird die Zahl „50“ durch die Zahl „10“ ersetzt. 

2. In § 1 Absatz 2, Satz 1 wird die Zahl „50“ durch die Zahl „10“ ersetzt. 
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3. In § 1 wird ein neuer Absatz (4) angefügt: 

(4) Jede und jeder soll die physischen Kontakte zu anderen Menschen, abgesehen 

von Angehörigen des eigenen Haushalts oder der Partnerin oder dem Partner, auf ein 

absolut nötiges Minimum reduzieren. Ein Mindestabstand zwischen zwei Personen 

von 1,5 m ist soweit möglich einzuhalten.  

4. § 3 wird neu gefasst: 

§ 3 

Gaststätten und Hotels 

(1) Gaststätten im Sinne des Gaststättengesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 20. November 1998 (BGBl. I S. 3418), das zuletzt durch 

Artikel 14 des Gesetzes vom 10. März 2017 (BGBl. I S. 420) geändert worden ist, 

inklusive Shisha-Bars, dürfen nicht für den Publikumsverkehr geöffnet werden. Sie 

dürfen Speisen und Getränke zur Abholung oder zur Lieferung anbieten. Für die 

Abholung sind geeignete Vorkehrungen zur Hygiene, zur Steuerung der 

Kaufabwicklung und zur Vermeidung von Warteschlangen zu treffen. 

(2) Hotels und andere Beherbergungsbetriebe dürfen keine touristischen Über-

nachtungen anbieten. 

5. § 3a, Absatz 3 wird neu gefasst: 

(3) Eine Öffnung der in Absatz 2 genannten Einrichtungen erfolgt unter der Voraus-

setzung von Vorkehrungen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts und zur 

Vermeidung von Warteschlangen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 22. März 2020 in Kraft.  

A. Begründung:  

a) Allgemeines: 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 stellt die gesamte Gesellschaft und das 

Gesundheitssystem vor enorme Herausforderungen. Es besteht weltweit, 

deutschland- und berlinweit eine sehr dynamische und ernstzunehmende 

Gefährdungslage für die Bevölkerung. Die Weltgesundheitsorganisation hat die 

Ausbreitung des Virus und der dadurch hervorgerufenen Erkrankung COVID-19 am 

11. März 2020 als Pandemie eingestuft. Die Gefährdung für die Gesundheit der 

Bevölkerung in Deutschland wird derzeit insgesamt als hoch eingeschätzt. 

Besonders ältere Menschen und solche mit vorbestehenden Grunderkrankungen 

sind von schweren Krankheitsverläufen betroffen und können an COVID-19 

sterben. Da derzeit weder eine Impfung noch eine spezifische Therapie zur 
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Verfügung stehen, müssen alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden, um die 

weitere Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu verhindern. Ziel ist es, durch 

eine Verlangsamung des Infektionsgeschehens und dessen weitgehende 

Eindämmung die Belastung für das Gesundheitswesen insgesamt zu reduzieren, 

Belastungsspitzen zu vermeiden und dadurch die bestmögliche medizinische 

Versorgung der gesamten Bevölkerung sicherzustellen. 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z. B. 

durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte 

Personen kommt es zu Übertragungen von Mensch zu Mensch. Übertragungen 

kommen im privaten und beruflichen Umfeld, aber auch bei Veranstaltungen und 

Ansammlungen von Menschen vor. Bei Veranstaltungen oder Ansammlungen von 

Menschen kann es zu einer Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2 kommen. 

Zugleich müssen die Schutzmaßnahmen angemessen gestaltet sein. Dabei sind die 

unterschiedlichen Gewährleistungsgehalte und Verhältnismäßigkeitsanforderungen 

der verschiedenen betroffenen Grundrechte zu beachten, insbesondere, wenn 

diese in ihrem Kerngehalt berührt oder vorbehaltlos gewährleistet sind.  

b) Einzelbegründung: 

1. Zu 1.:  

Der weitere Anstieg der Anzahl an Neuinfektionen zeigt, dass die bisher 

getroffenen Maßnahmen nur zu einer leichten Reduktion des Infektions-

verlaufs geführt haben. Die Minimierung physischer Kontakte erscheint daher 

nötig um die Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 möglichst 

auszuschließen. Aus diesem Grund wird die zulässige Anzahl von Personen, 

die sich zusammenfinden dürfen von 50 auf zehn gesenkt. 

2. Zu 2.: 

Die Begründung zu 1. gilt entsprechend. Es handelt sich im Übrigen um eine 

durch die Änderung zu 1 nötige Folgeänderung.  

3. Zu 3.:  

Die weitgehende Verringerung und Beschränkung sozialer Kontakte im 

privaten und öffentlichen Bereich trägt entscheidend dazu bei, die 

Übertragung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in der Bevölkerung 

zu verringern oder zumindest zu verzögern. Diesem Zweck dient der im 

neuen Absatz 4 des § 1 enthaltene Appell zur Reduzierung physischer 

sozialer Kontakte zu anderen Menschen beziehungsweise die Maßgabe, bei 

physischen Kontakten einen Mindestabstand von 1,5 m einzuhalten. Indem 

die Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 verlangsamt wird, können die 

zu erwartenden schweren Erkrankungsfälle von COVID-19 über einen 

längeren Zeitraum verteilt und Versorgungsengpässe in den 
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Krankenhäusern und Versorgungseinrichtungen vermieden – jedenfalls 

verzögert – werden. 

4. Zu 4.:  

Mit dieser Änderung wird § 3 neu gefasst. 

Zu Absatz 1: 

In einem ersten Schritt der Pandemiebekämpfung durften zunächst 

Gaststätten im Sinne des Gaststättengesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 20. November 1998 (BGBl. I S. 3418), das zuletzt 

durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. März 2017 (BGBl. I S. 420) geändert 

worden ist, die die Voraussetzungen einer Rauchergaststätte im Sinne des 

Nichtraucherschutzgesetzes vom 16. November 2007 (GVBl. S. 578), das 

zuletzt durch § 34 Absatz 1 des Gesetzes vom 3. Juni 2010 (GVBl. S. 285) 

geändert worden ist, nicht für den Publikumsverkehr geöffnet werden. 

Sonstige Gaststätten, auch solche im Reisegewerbe, durften nur in der Zeit 

von 6:00 bis 18:00 geöffnet werden und mussten Mindestabstände zwischen 

den Tischen bzw. zwischen den Gästen sicherstellen. Da die Maßnahmen 

als milderes Mittel nicht die erhofften Wirkungen gezeigt haben, ist es 

erforderlich, alle Gaststätten im Sinne des Gaststättengesetzes für den 

Publikumsverkehr zu schließen. Gastronomische Betriebe bergen aufgrund 

des regelmäßig – auch bei Abstandhaltung zwischen den Gästen durch 

entsprechende Vorkehrungen bei den Tischen – erfolgenden Austauschs 

von unverpackten Getränken und Mahlzeiten zwischen Bedienung und 

Gästen ein erhöhtes Risiko der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2. 

Zudem bilden sie als Stätten der Zusammenkunft zwischen Menschen ein 

erhöhtes Risiko im Hinblick auf Ansteckungen durch stetig wechselnden 

Publikumsverkehr.  

Die Abgabe von mitnahmefähigen Speisen und Getränken zur Abholung 

sowie der Weiterbetrieb von Lieferdiensten bleiben weiterhin möglich. Dies 

ist insbesondere auch für Personen erforderlich, die Wohnung nicht 

verlassen können. 

Zu Absatz 2: 

Absatz 2 entspricht dem bisherigen Absatz 4. Die Änderung ist eine 

Folgeänderung, da die bisherigen Absätze 2 und 3 durch die Neuregelung 

für Gaststätten nach Absatz 1 gestrichen wurden. 

5. Zu 5.:  

Die Neufassung von § 3a Absatz 3 dient der Klarstellung, dass es keine 

regelrechten Auflagen, d. h. staatliche Anordnungen, zur Hygiene, zur 

Steuerung des Zutritts und zur Vermeidung von Warteschlangen gibt. 
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Vielmehr sind die Geschäftsinhaber aufgefordert, entsprechende 

Vorkehrungen zu treffen. 

B. Rechtsgrundlage: 

§ 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das 

zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert 

worden ist. 

C. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen:  
 --- 
 
D. Gesamtkosten: 
 --- 
 
E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg:  
 --- 
 
F. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 

  
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 
 --- 
b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

  --- 
 
 
 
Berlin, den 21. März 2020  
 

 

Der Senat von Berlin 

Michael Müller               Dilek Kalayci 

Regierender Bürgermeister    Senatorin für Gesundheit, 

   Pflege und Gleichstellung 



 

Anlage zur Vorlage an  
das Abgeordnetenhaus 

 
 
I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 
 

 
Alte Fassung Neue Fassung 

Erste Verordnung zur Änderung der 

SARS-CoV-2-Eindämmungsmaß-

nahmenverordnung 

Vom 19. März 2020 

Aufgrund des § 32 des Infektionsschutz-

gesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 

S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I 

S. 148) geändert worden ist, verordnet 

der Senat: 

1. Teil 

Bestimmungen für Veranstaltungen und 

Einrichtungen des gesellschaftlichen 

Lebens 

§ 1 

Veranstaltungen und Versammlungen 

(1) Öffentliche und nichtöffentliche 

Veranstaltungen, Versammlungen und 

Ansammlungen mit mehr als 50 Teil-

nehmenden dürfen nicht stattfinden. 

Hiervon ausgenommen sind Ver-

anstaltungen, einschließlich Sitzungen 

des Deutschen Bundestages und seiner 

Ausschüsse, des Bundesrates und seiner 

Ausschüsse, des Abgeordnetenhauses 

und seiner Ausschüsse, der Bundes-

regierung, des Senats von Berlin, des 

Verfassungsgerichtshofes von Berlin, der 

Bezirksverordnetenversammlungen, der 

Gerichte, der Gremien und Behörden von 

Bund und Ländern sowie anderer Stellen 

Zweite Verordnung zur Änderung der 

SARS-CoV-2-Eindämmungsmaß-

nahmenverordnung 

Vom 21. März 2020 

Aufgrund des § 32 des Infektionsschutz-

gesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 

S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I 

S. 148) geändert worden ist, verordnet 

der Senat: 

1. Teil 

Bestimmungen für Veranstaltungen und 

Einrichtungen des gesellschaftlichen 

Lebens 

§ 1 

Veranstaltungen und Versammlungen 

(1) Öffentliche und nichtöffentliche 

Veranstaltungen, Versammlungen und 

Ansammlungen mit mehr als 10 Teil-

nehmenden dürfen nicht stattfinden. 

Hiervon ausgenommen sind Ver-

anstaltungen, einschließlich Sitzungen 

des Deutschen Bundestages und seiner 

Ausschüsse, des Bundesrates und seiner 

Ausschüsse, des Abgeordnetenhauses 

und seiner Ausschüsse, der Bundes-

regierung, des Senats von Berlin, des 

Verfassungsgerichtshofes von Berlin, der 

Bezirksverordnetenversammlungen, der 

Gerichte, der Gremien und Behörden von 

Bund und Ländern sowie anderer Stellen 
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und Einrichtungen, die öffentlich-

rechtliche Aufgaben wahrnehmen. 

Ebenso ausgenommen sind Ver-

anstaltungen, die der Aufrechterhaltung 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

der öffentlich-rechtlichen Leistungser-

bringung, der Versorgungseinrichtungen, 

der Gesundheitsfürsorge der Be-

völkerung, der Aufrechterhaltung des 

Betriebs von Wirtschaftsunternehmen 

oder der Erfüllung von personalver-

tretungsrechtlichen Aufgaben dienen. 

(2) Bei öffentlichen und nichtöffentlichen 

Veranstaltungen mit weniger als 

50 Teilnehmenden hat der Veranstalter 

oder die Veranstalterin die anwesenden 

Personen in einer Anwesenheitsliste zu 

erfassen, die mindestens die folgenden 

Angaben enthalten muss: Vor- und 

Familienname, vollständige Anschrift und 

Telefonnummer. Die Anwesenheitsliste 

ist vom Veranstalter oder der Ver-

anstalterin für die Dauer von vier Wochen 

nach Ende der Veranstaltung aufzu-

bewahren und dem zuständigen Gesund-

heitsamt auf Verlangen vollständig 

auszuhändigen. 

(3) Für Versammlungen kann die 

Versammlungsbehörde in besonders 

gelagerten Einzelfällen Ausnahmen vom 

Verbot des Absatz 1 zulassen. Das 

zuständige Gesundheitsamt ist fachlich 

an der Entscheidung nach Satz 1 zu 

beteiligen. Für Versammlungen in 

geschlossenen Räumen gilt Absatz 2 

entsprechend. 

§ 2 

Besondere Arten von Gewerbebetrieben 

(1) Gewerbebetriebe der folgenden Arten 

im Sinne der Gewerbeordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 

22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die 

und Einrichtungen, die öffentlich-

rechtliche Aufgaben wahrnehmen. 

Ebenso ausgenommen sind Ver-

anstaltungen, die der Aufrechterhaltung 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

der öffentlich-rechtlichen Leistungser-

bringung, der Versorgungseinrichtungen, 

der Gesundheitsfürsorge der Be-

völkerung, der Aufrechterhaltung des 

Betriebs von Wirtschaftsunternehmen 

oder der Erfüllung von personalver-

tretungsrechtlichen Aufgaben dienen. 

(2) Bei öffentlichen und nichtöffentlichen 

Veranstaltungen mit weniger als 

10 Teilnehmenden hat der Veranstalter 

oder die Veranstalterin die anwesenden 

Personen in einer Anwesenheitsliste zu 

erfassen, die mindestens die folgenden 

Angaben enthalten muss: Vor- und 

Familienname, vollständige Anschrift und 

Telefonnummer. Die Anwesenheitsliste 

ist vom Veranstalter oder der Ver-

anstalterin für die Dauer von vier Wochen 

nach Ende der Veranstaltung aufzu-

bewahren und dem zuständigen Gesund-

heitsamt auf Verlangen vollständig 

auszuhändigen. 

(3) Für Versammlungen kann die 

Versammlungsbehörde in besonders 

gelagerten Einzelfällen Ausnahmen vom 

Verbot des Absatz 1 zulassen. Das 

zuständige Gesundheitsamt ist fachlich 

an der Entscheidung nach Satz 1 zu 

beteiligen. Für Versammlungen in 

geschlossenen Räumen gilt Absatz 2 

entsprechend. 

(4) Jede und jeder soll die physischen 

Kontakte zu anderen Menschen, ab-

gesehen von Angehörigen des eigenen 

Haushalts oder der Partnerin oder dem 

Partner, auf ein absolut nötiges Minimum 

reduzieren. Ein Mindestabstand zwischen 
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zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes 

vom 22. November 2019 (BGBl. I 

S. 1746) geändert worden ist, dürfen nicht 

für den Publikumsverkehr geöffnet 

werden: Tanzlustbarkeiten, Messen, Aus-

stellungen, Spezialmärkte, Spielhallen, 

Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und 

ähnliche Unternehmen. 

(2) Vergnügungsstätten im Sinne der 

Baunutzungsverordnung in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 21. November 

2017 (BGBl. I S. 3786) dürfen nicht für 

den Publikumsverkehr geöffnet werden. 

(3) Kinos, Theater, Konzerthäuser, 

Museen und ähnliche Bildungs-

einrichtungen in öffentlicher und privater 

Trägerschaft dürfen nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

(4) Prostitutionsstätten im Sinne des 

Prostituiertenschutzgesetzes vom 

21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372), das 

durch Artikel 57 des Gesetzes vom 

20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) 

geändert worden ist, dürfen nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

Prostitutionsveranstaltungen im Sinne 

des Prostituiertenschutzgesetzes dürfen 

nicht durchgeführt werden. 

§ 3 

Gaststätten und Hotels 

(1) Gaststätten im Sinne des 

Gaststättengesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 20. November 

1998 (BGBl. I S. 3418), das zuletzt durch 

Artikel 14 des Gesetzes vom 10. März 

2017 (BGBl. I S. 420) geändert worden 

ist, die die Voraussetzungen einer 

Rauchergaststätte im Sinne des Nicht-

raucherschutzgesetzes vom 16. Novem-

ber 2007 (GVBl. S. 578), das zuletzt 

durch § 34 Abs. 1 des Gesetzes vom 

zwei Personen von 1,5 m ist soweit 

möglich einzuhalten 

§ 2 

Besondere Arten von Gewerbebetrieben 

(1) Gewerbebetriebe der folgenden Arten 

im Sinne der Gewerbeordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 

22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die 

zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes 

vom 22. November 2019 (BGBl. I 

S. 1746) geändert worden ist, dürfen nicht 

für den Publikumsverkehr geöffnet 

werden: Tanzlustbarkeiten, Messen, Aus-

stellungen, Spezialmärkte, Spielhallen, 

Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und 

ähnliche Unternehmen. 

(2) Vergnügungsstätten im Sinne der 

Baunutzungsverordnung in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 21. November 

2017 (BGBl. I S. 3786) dürfen nicht für 

den Publikumsverkehr geöffnet werden. 

(3) Kinos, Theater, Konzerthäuser, 

Museen und ähnliche Bildungs-

einrichtungen in öffentlicher und privater 

Trägerschaft dürfen nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

(4) Prostitutionsstätten im Sinne des 

Prostituiertenschutzgesetzes vom 

21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372), das 

durch Artikel 57 des Gesetzes vom 

20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) 

geändert worden ist, dürfen nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

Prostitutionsveranstaltungen im Sinne 

des Prostituiertenschutzgesetzes dürfen 

nicht durchgeführt werden. 
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03.06.2010 (GVBl. S. 285) geändert 

worden ist, erfüllen, dürfen nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

Gleiches gilt für Shisha-Bars.  

(2) Sonstige Gaststätten im Sinne des 

Gaststättengesetzes dürfen nur in der 

Zeit von 6:00 Uhr bis 18:00 Uhr für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden und 

nur dann, wenn die Plätze für die Gäste 

so angeordnet werden, dass ein Abstand 

von mindestens 1,5 Metern zwischen den 

Tischen gewährleistet ist. Stehplätze sind 

so zu gestalten, dass ein Abstand von 

mindestens 1,5 Metern zwischen den 

Gästen gewährleistet ist. Abhol- und 

Lieferdienste sind weiterhin zulässig. 

Hierbei sind Vorkehrungen zur Steuerung 

des Zutritts und zur Vermeidung von 

Warteschlangen zu treffen.  

(3) Gaststätten im Reisegewerbe im 

Sinne des Gaststättengesetzes dürfen 

nur in der Zeit von 6:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

für den Publikumsverkehr geöffnet 

werden und nur dann, wenn die Plätze für 

die Gäste so angeordnet werden, dass 

ein Abstand von mindestens 1,5 Metern 

zwischen den Gästen gewährleistet ist. 

(4) Hotels und andere Beherbergungs-

betriebe dürfen keine touristischen 

Übernachtungen anbieten. 

§ 3a 

Einzelhandel 

(1) Verkaufsstellen (§ 2 Absatz 1 Berliner 

Ladenöffnungsgesetz) dürfen nicht 

geöffnet werden. 

(2) Ausgenommen vom Verbot nach 

Absatz 1 ist der Einzelhandel für 

Lebensmittel und Getränke einschließlich 

Spätverkaufsstellen, Abhol- und Liefer-

dienste, Wochenmärkte, Apotheken, 

Einrichtungen mit Sanitätsbedarf sowie 

§ 3 

Gaststätten und Hotels 

(1) Gaststätten im Sinne des Gaststätten-

gesetzes in der Fassung der Bekannt-

machung vom 20. November 1998 (BGBl. 

I S. 3418), das zuletzt durch Artikel 14 des 

Gesetzes vom 10. März 2017 (BGBl. I 

S. 420) geändert worden ist, inklusive 

Shisha-Bars, dürfen nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. Sie 

dürfen Speisen und Getränke zur 

Abholung oder zur Lieferung anbieten. 

Für die Abholung sind geeignete Vor-

kehrungen zur Hygiene, zur Steuerung 

der Kaufabwicklung und zur Vermeidung 

von Warteschlangen zu treffen. 

(2) Hotels und andere Beherbergungs-

betriebe dürfen keine touristischen Über-

nachtungen anbieten. 

§ 3a 

Einzelhandel 

(1) Verkaufsstellen (§ 2 Absatz 1 Berliner 

Ladenöffnungsgesetz) dürfen nicht 

geöffnet werden. 

(2) Ausgenommen vom Verbot nach 

Absatz 1 ist der Einzelhandel für 

Lebensmittel und Getränke einschließlich 

Spätverkaufsstellen, Abhol- und Liefer-

dienste, Wochenmärkte, Apotheken, 

Einrichtungen mit Sanitätsbedarf sowie 

zum Erwerb von Hör- und Sehhilfen, 

Drogerien, Tankstellen, Banken und 

Sparkassen, Poststellen, Friseure, 

Reinigungen, Waschsalons, der 

Zeitungsverkauf und Buchhandel, Einzel-

handel für Bau-, Gartenbau- und Tier-

bedarf, Fahrradgeschäfte, Bestattungs-

unternehmen, Handwerk und Hand-

werkerbedarf und Großhandel. 

(3) Eine Öffnung der in Absatz 2 

genannten Einrichtungen erfolgt unter der 
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zum Erwerb von Hör- und Sehhilfen, 

Drogerien, Tankstellen, Banken und 

Sparkassen, Poststellen, Friseure, 

Reinigungen, Waschsalons, der 

Zeitungsverkauf und Buchhandel, Einzel-

handel für Bau-, Gartenbau- und Tier-

bedarf, Fahrradgeschäfte, Bestattungs-

unternehmen, Handwerk und Hand-

werkerbedarf und Großhandel. 

(3) Eine Öffnung der in Absatz 2 

genannten Einrichtungen erfolgt unter 

Auflagen zur Hygiene, zur Steuerung des 

Zutritts und zur Vermeidung von 

Warteschlangen. 

§ 4 

Badeanstalten, Sportstätten und 

Sportbetrieb 

(1) Der Sportbetrieb auf und in allen 

öffentlichen und privaten Sportanlagen, 

Schwimmbädern, Fitnessstudios u. ä. 

wird untersagt. 

(2) Ausnahmen von der Untersagung 

nach Absatz 1 können in besonders 

begründeten Einzelfällen ausschließlich 

durch schriftliche Genehmigung der für 

Sport zuständigen Senatsverwaltung 

zugelassen werden. Dies gilt 

insbesondere für 

a) den Sportbetrieb von Kader-

athleten in Vorbereitung auf 

die Olympischen und Para-

lympischen Spiele 2020, wenn 

die beantragten Trainings-

einheiten für die Vorbereitung 

zwingend erforderlich sind, 

b) den Sportbetrieb mit Tieren, 

soweit dieser im Hinblick auf 

das Tierwohl zwingend 

erforderlich ist. 

(3) Soweit für die Vergabe der 

öffentlichen Sportanlage vor Inkrafttreten 

Voraussetzung von Vorkehrungen zur 

Hygiene, zur Steuerung des Zutritts und 

zur Vermeidung von Warteschlangen. 

§ 4 

Badeanstalten, Sportstätten und 

Sportbetrieb 

(1) Der Sportbetrieb auf und in allen 

öffentlichen und privaten Sportanlagen, 

Schwimmbädern, Fitnessstudios u. ä. 

wird untersagt. 

(2) Ausnahmen von der Untersagung 

nach Absatz 1 können in besonders 

begründeten Einzelfällen ausschließlich 

durch schriftliche Genehmigung der für 

Sport zuständigen Senatsverwaltung 

zugelassen werden. Dies gilt 

insbesondere für 

a) den Sportbetrieb von Kader-

athleten in Vorbereitung auf 

die Olympischen und Para-

lympischen Spiele 2020, wenn 

die beantragten Trainings-

einheiten für die Vorbereitung 

zwingend erforderlich sind, 

b) den Sportbetrieb mit Tieren, 

soweit dieser im Hinblick auf 

das Tierwohl zwingend 

erforderlich ist. 

(3) Soweit für die Vergabe der öffentlichen 

Sportanlage vor Inkrafttreten dieser 

Verordnung eine andere Vergabestelle 

des Landes Berlin zuständig war, wird die 

für Sport zuständigen Senatsverwaltung 

diese bei der Entscheidung über eine 

Ausnahme beteiligen. 

2. Teil 

Bestimmungen für Krankenhäuser und 

Pflegeheime, für Leistungen der 

Eingliederungshilfe sowie für Leistungen 
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dieser Verordnung eine andere 

Vergabestelle des Landes Berlin 

zuständig war, wird die für Sport 

zuständigen Senatsverwaltung diese bei 

der Entscheidung über eine Ausnahme 

beteiligen. 

2. Teil 

Bestimmungen für Krankenhäuser und 

Pflegeheime, für Leistungen der 

Eingliederungshilfe sowie für Leistungen 

nach dem 8. Kapitel des SGB XII und 

ähnliche Einrichtungen 

§ 5 

Krankenhäuser 

(1) Krankenhäuser im Sinne des 

Landeskrankenhausgesetzes vom 

18. September 2011 (GVBl. S. 483), das 

zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 

02.02.2018 (GVBl. S. 160) geändert 

worden ist, die an der Notfallversorgung 

teilnehmen, müssen, soweit medizinisch 

vertretbar, grundsätzlich alle planbaren 

Aufnahmen, Operationen und Eingriffe 

aussetzen, soweit dadurch personelle 

und sonstige Kapazitäten für die 

Behandlung von Patientinnen und 

Patienten mit COVID-19 oder Verdacht 

hierauf freigesetzt werden können. Die 

gleiche Pflicht trifft die übrigen Kranken-

häuser ab dem 25. März 2020. 

(2) Krankenhäuser haben die not-

wendigen Maßnahmen zu treffen, um ihr 

ärztliches und pflegerisches Personal 

unverzüglich auf dem Gebiet der 

Intensivpflege mit Beatmungseinheiten 

und der Behandlung von Patientinnen 

und Patienten mit COVID-19 oder 

Verdacht hierauf zu schulen. 

(3) Krankenhäuser müssen, soweit 

medizinisch vertretbar, ihre personellen 

nach dem 8. Kapitel des SGB XII und 

ähnliche Einrichtungen 

§ 5 

Krankenhäuser 

(1) Krankenhäuser im Sinne des 

Landeskrankenhausgesetzes vom 

18. September 2011 (GVBl. S. 483), das 

zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 

02.02.2018 (GVBl. S. 160) geändert 

worden ist, die an der Notfallversorgung 

teilnehmen, müssen, soweit medizinisch 

vertretbar, grundsätzlich alle planbaren 

Aufnahmen, Operationen und Eingriffe 

aussetzen, soweit dadurch personelle 

und sonstige Kapazitäten für die 

Behandlung von Patientinnen und 

Patienten mit COVID-19 oder Verdacht 

hierauf freigesetzt werden können. Die 

gleiche Pflicht trifft die übrigen Kranken-

häuser ab dem 25. März 2020. 

(2) Krankenhäuser haben die not-

wendigen Maßnahmen zu treffen, um ihr 

ärztliches und pflegerisches Personal 

unverzüglich auf dem Gebiet der 

Intensivpflege mit Beatmungseinheiten 

und der Behandlung von Patientinnen 

und Patienten mit COVID-19 oder 

Verdacht hierauf zu schulen. 

(3) Krankenhäuser müssen, soweit 

medizinisch vertretbar, ihre personellen 

und sonstigen Ressourcen schwerpunkt-

mäßig für die Behandlung von Patientin-

nen und Patienten mit COVID-19 oder 

Verdacht hierauf einsetzen. 

§ 6 

Besuchsregelungen 

(1) Patientinnen und Patienten in 

Krankenhäusern dürfen vorbehaltlich des 

Absatzes 2 keinen Besuch empfangen. 
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und sonstigen Ressourcen schwerpunkt-

mäßig für die Behandlung von Patientin-

nen und Patienten mit COVID-19 oder 

Verdacht hierauf einsetzen. 

§ 6 

Besuchsregelungen 

(1) Patientinnen und Patienten in 

Krankenhäusern dürfen vorbehaltlich des 

Absatzes 2 keinen Besuch empfangen. 

(2) Kinder unter 16 Jahren und 

Schwerstkranke dürfen einmal am Tag 

von einer Person für eine Stunde Besuch 

empfangen, allerdings nicht von 

Menschen mit Atemwegsinfektionen. 

(3) Bewohnerinnen und Bewohner von 

Pflegeheimen und besonderen Wohn-

formen im Sinne des Neunten Buchs 

Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 

2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch 

Artikel 8 des Gesetzes vom 14. 

Dezember 2019 (BGBl. I S. 2789) 

geändert worden ist, dürfen einmal am 

Tag von einer Person für eine Stunde 

Besuch empfangen, allerdings nicht von 

Kindern unter 16 Jahren oder von 

Menschen mit Atemwegsinfektionen. 

(4) Patientinnen und Patienten in 

Einrichtungen der Sterbebegleitung sowie 

Bewohnerinnen und Bewohner von 

solchen Einrichtungen und Schwerst-

kranke und Sterbende unterliegen keinen 

Beschränkungen für den Empfang von 

Besuch. 

(5) Gebärende dürfen sich zur Geburt in 

einem Krankenhaus von einer Person 

eigener Wahl begleiten lassen. 

Neugeborene und deren Mütter dürfen 

einmal am Tag von einer Person für eine 

Stunde Besuch empfangen, allerdings 

nicht von Kindern unter 16 Jahren, 

(2) Kinder unter 16 Jahren und Schwerst-

kranke dürfen einmal am Tag von einer 

Person für eine Stunde Besuch 

empfangen, allerdings nicht von 

Menschen mit Atemwegsinfektionen. 

(3) Bewohnerinnen und Bewohner von 

Pflegeheimen und besonderen Wohn-

formen im Sinne des Neunten Buchs 

Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 

2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch 

Artikel 8 des Gesetzes vom 14. 

Dezember 2019 (BGBl. I S. 2789) 

geändert worden ist, dürfen einmal am 

Tag von einer Person für eine Stunde 

Besuch empfangen, allerdings nicht von 

Kindern unter 16 Jahren oder von 

Menschen mit Atemwegsinfektionen. 

(4) Patientinnen und Patienten in 

Einrichtungen der Sterbebegleitung sowie 

Bewohnerinnen und Bewohner von 

solchen Einrichtungen und Schwerst-

kranke und Sterbende unterliegen keinen 

Beschränkungen für den Empfang von 

Besuch. 

(5) Gebärende dürfen sich zur Geburt in 

einem Krankenhaus von einer Person 

eigener Wahl begleiten lassen. 

Neugeborene und deren Mütter dürfen 

einmal am Tag von einer Person für eine 

Stunde Besuch empfangen, allerdings 

nicht von Kindern unter 16 Jahren, 

ausgenommen Geschwister des Neu-

geborenen, oder von Menschen mit 

Atemwegsinfektionen. 

(6) Besuche von mit der Seelsorge 

betrauten Personen sind, gegebenenfalls 

unter Auferlegung erforderlicher Ver-

haltensmaßregeln, stets zulässig. 
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ausgenommen Geschwister des Neu-

geborenen, oder von Menschen mit 

Atemwegsinfektionen. 

(6) Besuche von mit der Seelsorge 

betrauten Personen sind, gegebenenfalls 

unter Auferlegung erforderlicher Ver-

haltensmaßregeln, stets zulässig. 

§ 7 

Einrichtungen der Tages- und 

Nachtpflege 

(1) Einrichtungen der Tages- und 

Nachtpflege im Sinne des Elften Buchs 

Sozialgesetzbuch – Soziale 

Pflegeversicherung – (Artikel 1 des 

Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I 

S. 1014, 1015), das zuletzt durch 

Artikel 2a des Gesetzes vom 4. März 

2020 (BGBl. I S. 437) geändert worden 

ist, dürfen vorbehaltlich des Absatzes 2 

nicht für den Pflegebetrieb geöffnet 

werden. 

(2) Einrichtungen der in Absatz 1 

bezeichneten Art können einen 

eingeschränkten Betrieb für eine Not-

betreuung von Pflegebedürftigen 

anbieten, deren Angehörige eine 

berufliche Tätigkeit ausüben, die für die 

Aufrechterhaltung des öffentlichen 

Lebens insbesondere im Bereich der 

Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich ist 

oder für solche Fälle in denen eine 

Betreuung pflegefachlich erforderlich ist 

und nicht anderweitig sichergestellt 

werden kann. 

§ 7 

Einrichtungen der Tages- und 

Nachtpflege 

(1) Einrichtungen der Tages- und Nacht-

pflege im Sinne des Elften Buchs 

Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegever-

sicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 

26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das 

zuletzt durch Artikel 2a des Gesetzes 

vom 4. März 2020 (BGBl. I S. 437) 

geändert worden ist, dürfen vorbehaltlich 

des Absatzes 2 nicht für den Pflege-

betrieb geöffnet werden. 

(2) Einrichtungen der in Absatz 1 

bezeichneten Art können einen ein-

geschränkten Betrieb für eine Not-

betreuung von Pflegebedürftigen an-

bieten, deren Angehörige eine berufliche 

Tätigkeit ausüben, die für die 

Aufrechterhaltung des öffentlichen 

Lebens insbesondere im Bereich der 

Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich ist 

oder für solche Fälle in denen eine 

Betreuung pflegefachlich erforderlich ist 

und nicht anderweitig sichergestellt 

werden kann. 

§ 7a  

Bestimmungen für Leistungen der 

Eingliederungshilfe und für Leistungen 

nach dem 8. Kapitel des SGB XII 

(1) Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen und Tagesförderstätten 

für Menschen mit Behinderungen (dies 

umfasst die Leistungstypen BFBTS, 

TSHIV und TBTSB) und Angebote 

anderer Leistungsanbieter nach § 60 des 

Neunten Buchs Sozialgesetzbuch vom 

23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), 

das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 

vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I 
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§ 7a  

Bestimmungen für Leistungen der 

Eingliederungshilfe und für Leistungen 

nach dem 8. Kapitel des SGB XII 

(1) Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen und Tagesförderstätten 

für Menschen mit Behinderungen (dies 

umfasst die Leistungstypen BFBTS, 

TSHIV und TBTSB) und Angebote 

anderer Leistungsanbieter nach § 60 des 

Neunten Buchs Sozialgesetzbuch vom 

23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), 

das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 

vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I 

S. 2789) geändert worden ist, dürfen nicht 

geöffnet werden, soweit es sich nicht um 

eine Notbetreuung von Menschen mit 

Behinderungen handelt,  

1. für die es keine andere Betreuungs-

möglichkeit gibt (z. B. durch An-

gehörige, in ambulanten oder 

besonderen Wohnformen),  

2. deren Angehörige eine berufliche 

Tätigkeit ausüben, die für die 

Aufrechterhaltung des öffentlichen 

Lebens insbesondere im Bereich der 

Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich 

ist oder 

3. für die im Einzelfall die Betreuung für 

die Stabilisierung des Gesundheitszu-

standes dringend erforderlich ist. 

Von Satz 1 erster Halbsatz ausgenom-

men sind Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen, die im Zusammenhang 

mit medizinischen und/oder pflege-

relevanten Produkten Leistungen oder 

Unterstützungsarbeiten erbringen oder 

durchführen; hierzu zählen auch 

Wäschereien. Ebenso von Satz 1 

ausgenommen sind solche Betriebs-

bereiche von Werkstätten für Menschen 

S. 2789) geändert worden ist, dürfen nicht 

geöffnet werden, soweit es sich nicht um 

eine Notbetreuung von Menschen mit 

Behinderungen handelt,  

1. für die es keine andere Betreuungs-

möglichkeit gibt (z. B. durch An-

gehörige, in ambulanten oder 

besonderen Wohnformen),  

2. deren Angehörige eine berufliche 

Tätigkeit ausüben, die für die 

Aufrechterhaltung des öffentlichen 

Lebens insbesondere im Bereich der 

Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich 

ist oder 

3. für die im Einzelfall die Betreuung für 

die Stabilisierung des Gesundheitszu-

standes dringend erforderlich ist. 

Von Satz 1 erster Halbsatz ausgenom-

men sind Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen, die im Zusammenhang 

mit medizinischen und/oder pflege-

relevanten Produkten Leistungen oder 

Unterstützungsarbeiten erbringen oder 

durchführen; hierzu zählen auch 

Wäschereien. Ebenso von Satz 1 

ausgenommen sind solche Betriebs-

bereiche von Werkstätten für Menschen 

mit Behinderungen, die der Versorgung 

mit Speisen in medizinischen und/oder 

pflegerelevanten Einrichtungen dienen. 

Die Träger, die die Notbetreuung nach 

Satz 1 durchführen und die Träger der 

Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen, die von Satz 1 aus-

genommen sind, haben in allen Fällen 

durch geeignete Maßnahmen sicherzu-

stellen, dass Abstands- und Hygiene-

regeln eingehalten und Nahkontakte so 

weit wie möglich verhindert werden. 

(2) Leistungserbringer mit Verein-

barungen nach § 123 Neuntes Buch 

Sozialgesetzbuch oder § 75 Zwölftes 
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mit Behinderungen, die der Versorgung 

mit Speisen in medizinischen und/oder 

pflegerelevanten Einrichtungen dienen. 

Die Träger, die die Notbetreuung nach 

Satz 1 durchführen und die Träger der 

Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen, die von Satz 1 aus-

genommen sind, haben in allen Fällen 

durch geeignete Maßnahmen sicherzu-

stellen, dass Abstands- und Hygiene-

regeln eingehalten und Nahkontakte so 

weit wie möglich verhindert werden. 

(2) Leistungserbringer mit Verein-

barungen nach § 123 Neuntes Buch 

Sozialgesetzbuch oder § 75 Zwölftes 

Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 

(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezem-

ber 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das 

zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes 

vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I 

S. 2789) geändert worden ist, sind zur 

Abwendung von Gefahren für Mit-

arbeitende und Leistungsberechtigte 

befugt, das Personal abweichend von den 

Leistungsvereinbarungen einzusetzen. 

Die Grundversorgung der Leistungs-

berechtigten ist sicherzustellen. Durch 

eine erhebliche Reduzierung des 

Betreuungsumfangs in einzelnen 

Leistungsangeboten freiwerdendes 

Personal ist von den Leistungserbringern 

in anderen Angeboten zum Einsatz zu 

bringen, um dort die Versorgung 

sicherzustellen. 

Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 

(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezem-

ber 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das 

zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes 

vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I 

S. 2789) geändert worden ist, sind zur 

Abwendung von Gefahren für Mit-

arbeitende und Leistungsberechtigte 

befugt, das Personal abweichend von den 

Leistungsvereinbarungen einzusetzen. 

Die Grundversorgung der Leistungs-

berechtigten ist sicherzustellen. Durch 

eine erhebliche Reduzierung des 

Betreuungsumfangs in einzelnen 

Leistungsangeboten freiwerdendes 

Personal ist von den Leistungserbringern 

in anderen Angeboten zum Einsatz zu 

bringen, um dort die Versorgung 

sicherzustellen. 

3. Teil 

Bestimmungen für Schulen und 

Bildungseinrichtungen und für 

Tageseinrichtungen und Angebote der 

Kindertagespflege nach dem 

Kindertagesförderungsgesetz 

§ 8 

Allgemeinbildende Schulen, 

Tageseinrichtungen und Angebote der 

Kindertagespflege nach dem 

Kindertagesförderungsgesetz 

(1) Öffentliche Schulen und Schulen in 

freier Trägerschaft einschließlich der 

Einrichtungen des Zweiten Bildungs-

weges im Sinne des Schulgesetzes vom 

26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das 

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

09.04.2019 (GVBl. S. 255) geändert 

worden ist, sowie Tageseinrichtungen 

und Angebote der Kindertagespflege im 

Sinne des Kindertagesförderungs-

gesetzes vom 23. Juni 2005 (GVBl. 

S. 322), das zuletzt durch Artikel 1 des 
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3. Teil 

Bestimmungen für Schulen und 

Bildungseinrichtungen und für 

Tageseinrichtungen und Angebote der 

Kindertagespflege nach dem 

Kindertagesförderungsgesetz 

§ 8 

Allgemeinbildende Schulen, 

Tageseinrichtungen und Angebote der 

Kindertagespflege nach dem 

Kindertagesförderungsgesetz 

(1) Öffentliche Schulen und Schulen in 

freier Trägerschaft einschließlich der 

Einrichtungen des Zweiten Bildungs-

weges im Sinne des Schulgesetzes vom 

26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das 

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

09.04.2019 (GVBl. S. 255) geändert 

worden ist, sowie Tageseinrichtungen 

und Angebote der Kindertagespflege im 

Sinne des Kindertagesförderungs-

gesetzes vom 23. Juni 2005 (GVBl. 

S. 322), das zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 19.12.2017 (GVBl. S. 702) 

geändert worden ist, dürfen vorbehaltlich 

der Absätze 2 und 3 nicht für den Lehr- 

bzw. Betreuungsbetrieb geöffnet werden. 

(2) Prüfungen dürfen durchgeführt 

werden, sofern hierbei ein Abstand 

zwischen den Teilnehmenden von 

mindestens 1,5 Metern gewährleistet ist. 

(3) Einrichtungen der in Absatz 1 

bezeichneten Art können einen 

eingeschränkten Betrieb für eine Not-

betreuung von Kindern von Eltern 

anbieten, deren berufliche Tätigkeit für 

die Aufrechterhaltung des öffentlichen 

Lebens insbesondere im Bereich der 

Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich 

ist. Über die Auswahl der Einrichtungen, 

mit Ausnahme der Tageseinrichtungen 

Gesetzes vom 19.12.2017 (GVBl. S. 702) 

geändert worden ist, dürfen vorbehaltlich 

der Absätze 2 und 3 nicht für den Lehr- 

bzw. Betreuungsbetrieb geöffnet werden. 

(2) Prüfungen dürfen durchgeführt 

werden, sofern hierbei ein Abstand 

zwischen den Teilnehmenden von 

mindestens 1,5 Metern gewährleistet ist. 

(3) Einrichtungen der in Absatz 1 

bezeichneten Art können einen 

eingeschränkten Betrieb für eine Not-

betreuung von Kindern von Eltern 

anbieten, deren berufliche Tätigkeit für 

die Aufrechterhaltung des öffentlichen 

Lebens insbesondere im Bereich der 

Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich 

ist. Über die Auswahl der Einrichtungen, 

mit Ausnahme der Tageseinrichtungen 

und Angebote der Kindertagespflege 

nach dem Kindertagesförderungsgesetz, 

entscheidet die für das Schulwesen 

zuständige Senatsverwaltung. Eine 

Notbetreuung in den Tageseinrichtungen 

und Angeboten der Kindertagespflege 

soll grundsätzlich in allen Tagesein-

richtungen und Kindertagespflegestellen 

angeboten werden; näheres hierzu regelt 

die für Jugend und Familie zuständige 

Senatsverwaltung. 

§ 9 

Berufsbildende Schulen und sonstige 

Einrichtungen der Berufsausbildung 

(1) Berufsbildende Schulen im Sinne des 

Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 

2005 (BGBl. I S. 931), das zuletzt durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 

12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2522) 

geändert worden ist, Gesundheits- und 
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und Angebote der Kindertagespflege 

nach dem Kindertagesförderungsgesetz, 

entscheidet die für das Schulwesen 

zuständige Senatsverwaltung. Eine 

Notbetreuung in den Tageseinrichtungen 

und Angeboten der Kindertagespflege 

soll grundsätzlich in allen Tagesein-

richtungen und Kindertagespflegestellen 

angeboten werden; näheres hierzu regelt 

die für Jugend und Familie zuständige 

Senatsverwaltung. 

§ 9 

Berufsbildende Schulen und sonstige 

Einrichtungen der Berufsausbildung 

(1) Berufsbildende Schulen im Sinne des 

Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 

2005 (BGBl. I S. 931), das zuletzt durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 

12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2522) 

geändert worden ist, Gesundheits- und 

Pflegefachschulen sowie sonstige Ein-

richtungen der Berufsausbildung dürfen 

nicht für den Lehrbetrieb geöffnet werden. 

(2) § 8 Absatz 2 gilt entsprechend. 

4. Teil 

Bestimmungen für Einrichtungen im 

Bereich Wissenschaft und Forschung 

§ 10 

Hochschulen 

Staatliche, private und konfessionelle 

Hochschulen einschließlich ihrer Ein-

richtungen dürfen nicht für den Präsenz-

lehrbetrieb und nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

Pflegefachschulen sowie sonstige Ein-

richtungen der Berufsausbildung dürfen 

nicht für den Lehrbetrieb geöffnet werden. 

(2) § 8 Absatz 2 gilt entsprechend. 

4. Teil 

Bestimmungen für Einrichtungen im 

Bereich Wissenschaft und Forschung 

§ 10 

Hochschulen 

Staatliche, private und konfessionelle 

Hochschulen einschließlich ihrer Ein-

richtungen dürfen nicht für den Präsenz-

lehrbetrieb und nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

§ 11 

Bibliotheken 

Bibliotheken dürfen nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

Onlinedienste können angeboten werden. 

§ 12 

Mensen 

Mensen des Studierendenwerkes dürfen 

nicht geöffnet werden. 

§ 13 

Außeruniversitäre 

Forschungseinrichtungen 

Die Regelungen der §§ 10 und 11 gelten 

entsprechend auch für die außer-

universitären Forschungseinrichtungen 

im Land Berlin, ungeachtet ihrer 

Rechtsform. 
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§ 11 

Bibliotheken 

Bibliotheken dürfen nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

Onlinedienste können angeboten werden. 

§ 12 

Mensen 

Mensen des Studierendenwerkes dürfen 

nicht geöffnet werden. 

§ 13 

Außeruniversitäre 

Forschungseinrichtungen 

Die Regelungen der §§ 10 und 11 gelten 

entsprechend auch für die außer-

universitären Forschungseinrichtungen 

im Land Berlin, ungeachtet ihrer 

Rechtsform. 

5. Teil 

Schlussvorschriften 

§ 14 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 18. März 

2020 in Kraft, sie tritt mit Ablauf des 

19. April 2020 außer Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt 

die SARS-CoV-2-Eindämmungsver-

ordnung vom 14. März 2020, die gemäß 

§ 2 Absatz 1 des Gesetzes über die 

Verkündung von Gesetzen und Rechts-

verordnungen am 14. März 2020 

verkündet wurde, außer Kraft. 

 

5. Teil 

Schlussvorschriften 

§ 14 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 22. März 

2020 in Kraft, sie tritt mit Ablauf des 

19. April 2020 außer Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt 

die SARS-CoV-2-Eindämmungsver-

ordnung vom 14. März 2020, die gemäß 

§ 2 Absatz 1 des Gesetzes über die 

Verkündung von Gesetzen und Rechts-

verordnungen am 14. März 2020 

verkündet wurde, außer Kraft. 

 

  



 

II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

§ 32 

Erlass von Rechtsverordnungen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für 

Maßnahmen nach den §§ 28 bis 31 maßgebend sind, auch durch 

Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung 

übertragbarer Krankheiten zu erlassen. Die Landesregierungen können die 

Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. Die 

Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz), der 

Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 Grundgesetz), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 

Grundgesetz), der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) 

und des Brief- und Postgeheimnisses (Artikel 10 Grundgesetz) können insoweit 

eingeschränkt werden. 


